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STANDESINITIATIVE
DATUM: 18.01.2021
BERNADETTE FLUCKIGER

STANDESINITIATIVE
DATUM: 03.06.2021
BERNADETTE FLUCKIGER

Allgemeine Chronik

Infrastruktur und Lebensraum

Verkehr und Kommunikation
Strassenverkehr

Im Januar 2021 beschéftigte sich die KVF-NR mit der Umsetzung der Standesinitiative
Tessin «Sicherere Strassen jetzt!». Sie hatte davor von den Ergebnissen der
Vernehmlassung Kenntnis genommen. Die Teilnehmenden (beispielsweise Parteien,
Kantone und Verbénde) hatten dabei ganz unterschiedlich auf die Vorlage reagiert;
circa die Halfte sprach sich fur die Umsetzung aus, die andere Hélfte dagegen. Trotz
dieses uneinheitlichen Verdikts hielt die Kommissionsmehrheit an ihrem Entwurf zur
Revision des SVG in Umsetzung der Standesinitiative fest. Die Mehrheit der Kommission
war der Ansicht, dass mit dieser Revision die Sicherheitslage auf den Transitstrassen im
Alpengebiet verbessert wird, indem flr schwere Motorwagen «eine Ausristungspflicht
fur unfallvermindernde Assistenzsysteme gelten soll». Diese Pflicht trete funf Jahre,
nachdem ein solches System fur obligatorisch erklart worden war, in Kraft. Fur
bestimmte Fahrten im Inland kénne eine langere Frist vorgesehen werden. Eine
Minderheit Wasserfallen (fdp, BE) beantragte Nichteintreten. Fir sie bestand kein
Bedarf, das SVG anzupassen. Zudem beflrchtete die Minderheit, dass sich die
Nachrustung der Fahrzeuge negativ auf das Transportgewerbe auswirken wurde. Eine
weitere Minderheit Schaffner (glp, ZH) wollte auf das Geschéaft eintreten, lehnte jedoch
die Fristverlangerung fur bestimmte Fahrten im Inland aus Grinden der
Rechtsgleichheit ab. '

Im Februar 2021 hatte sich der Bundesrat fir den Entwurf der KVF-NR zur Umsetzung
der Standesinitiative Tessin «Sicherere Strassen jetzt!» ausgesprochen, hatte aber
vorgeschlagen, einen Passus zu streichen, welcher fur inlandische Fahrten eine langere
Frist fur die Ausrlistung mit Assistenzsystemen vorsieht. Eine solche Sonderbehandlung
fur Inlandfahrten stehe in Widerspruch zum Landverkehrsabkommen mit der EU. Er
schloss sich mit dieser Haltung der Minderheit Schaffner (glp, ZH) an.

In der Sommersession 2021 befasste sich der Nationalrat mit dem Geschéft und flhrte
eine intensive Debatte darlber. Kommissionssprecher Romano (mitte, TI) stellte den
Sicherheitsaspekt ins Zentrum seiner Ausfihrungen. Mit der neuen Regelung wilrden
die Fahrten Uber die vier Transitachsen - Gotthard, San Bernardino, Simplon und
Grosser Sankt Bernhard - sowie auch die Fahrten auf den Zufahrtsstrassen zu diesen
Ubergangen sicherer. Die von der Kommission vorgesehene Sonderregelgung fiir
alpenquerende, nicht grenziberschreitende Transporte begrindete Romano mit der
Versorgungssicherheit bestimmter Regionen, namentlich der Sudschweiz und des
Wallis. Christian Wasserfallen (fdp, BE), als Vertreter des Minderheitsantrags auf
Nichteintreten, und Barbara Schaffner sahen die Lage anders. Zum einen «ritze» die
Vorlage am Landverkehrsabkommen mit der EU, zum anderen gebe es mit der geplanten
langeren Frist fur Transporte im Wallis und der Sudschweiz eine innerschweizerische
Diskriminierung. Seitens SP erlauterte Jon Pult (sp, GR), dass seine Partei die Vorlage
der Kommissionsmehrheit unterstltze. Der Antrag Schaffner auf Aufhebung der
Ausnahmeregelung sei eigentlich richtig, die SP lehne ihn aber aus taktischen Grinden
ab, um hier eine mehrheitsfahige Vorlage zu finden.

Anschliessend wurde Uber die beiden Minderheiten abgestimmt. Weder die Minderheit
Wasserfallen auf Nichteintreten, noch der Antrag Schaffner und des Bundesrates auf
Streichung der Sonderregelung fir den inlandischen Transitverkehr fanden eine
Mehrheit. In der Gesamtabstimmung wurde die Vorlage mit 112 zu 77 Stimmen
angenommen. Die FDP.Liberale-Fraktion, fast die gesamte SVP-Fraktion sowie ein
Mitte-Mitglied stimmten gegen die Vorlage. ?

1) BBI 2021, 135; Medienmitteilung KVF-NR vom 18.1.21
2) AB NR, 2021, S. 1031 ff.; BBI 2021, 530
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